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Der Bundesminister für Verkehr 

E 4 - Iw 5141 B 59 


Bonn, den 28. August 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deiitsdien Bundestages 


Betr. : Schutz der Schrankenwärter und Sicherheit an den Bahnübergängen 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 1235 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Zu Frage 1 (Bedrohung der Schrankenwärter) 

In der Zeit vom 1. Januar 1958 bis 20. August 1959 
sind allein 63 Falle bekanntgeworden, in denen 
Schrankenwärter durch Verkehrsteilnehmer bedroht 
oder tätlich angegriffen worden sind. In 26 von 
diesen Fällen handelt es sich um tätliche Angriffe 
gegen Schrankenwärter (einschließlich eines An- 
griffs gegen einen die Straßensicherung vornehmen- 
den Rangierbediensteten) und in den restlichen Fäl- 
len um Bedrohungen (einschließlich 4 Fälle von 
strafrechtlich verfolgten Beleidigungen). 

Nicht erfaßt sind aber die zahlreichen weiteren 
Fälle, in denen Schrankenwärter von Verkehrs- 
teilnehmern bedroht und sogar angegriffen wur- 
den, ohne daß eine Meldung erstattet worden ist. 
Die beigefügte Übersicht mag als ein Beispiel aus 
einer Bundesbahndirektion gelten, in der die seit 
1956 bekanntgewordenen Fälle zusammengestellt 
sind. 

Zu Frage 2 (Strafanzeigen) 

Von den seit dem 1. Januar 1958 bekanntgewor- 
denen 63 Fällen ist bis jetzt eine strafrechtliche 
Verfolgung in 59 Fällen eingeleitet oder durch- 
geführt worden. 

Zu Frage 3 (Entlohnung der Schrankenwärter) 

Der Dienst der Schrankenwärter bei der Deutschen 
Bundesbahn ist Beamtendienst. Die Besoldung der 
Beamten ist durch das Bundesbesoldungsgesetz 
festgelegt, der Lohn der auf Schrankenwärterposten 
beschäftigten Arbeiter richtet sich nach dem Lohn- 
tarifvertrag. 

Bei sehr stark befahrenen Übergängen können 
außerdem Dienstpostenzulagen oder Belohnungen 


nach § 23 des Bundesbahngesetzes gewährt wer- 
den. In den vom Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verkehr und dem Bundesminister der Finan- 
zen hierzu erlassenen Richtlinien sind an Dienst- 
postenzulagen im Jahr 80 DM zugelassen. Daneben 
können Belohnungen für besondere Leistungen in 
höchstens derselben Höhe gewährt werden. Diese 
Vergütungen werden an Schrankenwärter auf be- 
sonders schwierigen Dienstposten bevorzugt ge- 
zahlt. 

Die gegenwärtige Entlohnung der Schrankenwärter 
entspricht ihrer Tätigkeit, die verantwortungsvoll 
aber von einfacher Art ist. 

Zu Frage 4 (Dienstschichten der Schrankenwärter) 

Für die Arbeitszeit der Schrankenwärter gelten die 
Bestimmungen des § 72 des Bundesbeamtengesetzes 
und der hierzu ergangenen Rechtsverordnung der 
Bundesregierung vom 15. Juni 1954 (Arbeitszeit- 
verordnung) mit den Anderungsverordnungen vom 
29. Oktober 1958 und 25. März 1959. Die Dienst- 
dauervorschriften für das Betriebs- und Verkehrs- 
personal der Deutschen Bundesbahn enthalten die 
.knwendungsregeln für diese gesetzlichen Bestim- 
mungen, deren Grenzen sie gewissenhaft einhalten. 
Bei einer regelmäßigen Wochenarbeitszeit von 
durchschnittlich 45 Stunden, die auf stark befahre- 
nen Strecken erreicht wird, sind wöchentlich 
6 Schichten zu durchschnittlich je 7 65 Stunden zu 
leisten. Auf weniger stark belasteten Strecken er- 
geben sich jedoch wegen der aufgelockerten Zug- 
folge betriebsbedingte Unterbrechungen, die nicht 
mit Arbeit ausgefüllt werden können und daher 
als Bereitschaftszeiten gelten. Gerade in Fällen 
dieser Art lassen die o. a. gesetzlichen Bestimmun- 
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gen eine Verlängerung der regelmäßigen Wochen- 
arbeitszeit in angemessenem Verhältnis zur Dauer 
der Arbeitsunterbrechung in Einzelfällen bis zu 
60 Stunden zu. 

Es haben sich bisher keine Anhaltspunkte dafür 
ergeben, daß die Ursachen für die von Schranken- 
wärtern verschuldeten Unfälle an Bahnübergängen 
auf Übermüdung infolge zu langer Dienstschichten 
zurückzuführen seien; vielmehr ist festzustellen, 
daß solche Unfälle sich nicht vornehmlich gegen 
Ende, sondern in der ersten Hälfte der Dienst- 
schichten ereignen. Der Unfall in Lauffen (Neckar) 
am 20. Juni 1959 trug sich beispielsweise 4 V Stun- 
den nach Dienstbeginn nach einer vorausgegange- 
nen Ruhezeit von 31 Stunden 10 Minuten zu. Eine 
erneute Herabsetzung der Dauer der zulässigen 
wöchentlichen Dienstzeit oder auch nur einzelner 
Dienstschichten wird daher kaum wesentlich zur Er- 
höhung der Sicherheit an Bahnübergängen bei- 
tragen. 

Zu Frage 5 (Haltegebot für Omnibusse) 

Bereits in meiner Antwort vom 8. Juli 1959 — 

Drucksache 1221 — auf die Kleine Anfrage der Ab- 
geordneten Baier (Mosbach), Kroll, Bühler und Ge- 
nossen vom 25. Juni 1959 — Drucksache 1197 — 
habe ich dargelegt, warum sich ein generelles An- 
halten von Kraftfahrzeugen an Bahnübergängen 
nicht empfiehlt. Bei belebteren Straßen würde ein 
solches Haltegebot einen ständigen Fahrzeugstau 
ergeben, zumal die rückwärtigen Fahrzeuge beim 
Wiederanfahren richtigerweise jeweils wieder vor 
den Bahnübergängen anhalten müßten. Im einzel- 
nen darf auf die dort gemachten Ausführungen ver- 
wiesen werden. 

Falls man ein solches Haltegebot auf Omnibusse 
beschränkt, die mit Fahrgästen besetzt sind, so wür- 
den zwar wegen der geringeren Zahl dieser Fahr- 
zeuge die sich aus dem Anhalten, Anfahren und 
Wiederanhalten ergebenden Schwierigkeiten weg- 
fallen, aber es ist ein nachteiliger Einfluß eines 
solchen beschränkten Haltegebotes auf die Fahr- 
zeugführer zu befürchten, die nicht vor dem Bahn- 
übergang anhalten müssen. So ist zu erwarten, daß 
viele Fahrzeugführer den Augenblick, in dem die 
Omnibusse halten, dazu benutzen, um an ihnen vor- 
beizufahren. Es läßt sich jedoch mit der Gefährlich- 
keit der Bahnübergänge nicht vereinbaren, daß 
dieses an sich nicht zu tadelnde Interesse am schnel- 
leren Vorwärtskommen an Bahnübergängen be- 
friedigt wird. 

Die Sicherheit an Bahnübergängen wird am besten 
gewährleistet, wenn alle Kraftfahrer ihre Ge- 
schwindigkeit genügend ermäßigen und durch Her- 
unterschalten des Motors für eine genügende Kraft- 
reserve sorgen, um zügig den Bahnübergang über- 
queren zu können. Daß bei Beachtung dieser Regeln 
ein Höchstmaß an Sicherheit erreicht werden kann, 
zeigen die Erfahrungen bei der Deutschen Bundes- 
post. Sie hat über 30 000 Fahrzeuge, davon rund 


4000 Kraftomnibusse eingesetzt. Jeder Kraftfahrer 
besitzt ein Merkblatt „Verhalten der Kraftwagen- 
führer an Bahnübergängen", in dem besonders auf 
die Verpflichtung zur Geschwindigkeitsermäßigung 
hingewiesen wird: 

„Du hast als Kraftwagenführer nach den gesetz- 
lichen Bestimmungen (StVO § 9 Abs. 1) die 
Pflicht, bei Annäherung an einen Bahnübergang 
die Geschwindigkeit so einzurichten, daß du dein 
Fahrzeug rechtzeitig noch vor dem Übergang 
anhalten kannst; in welchem Maße die Geschwin- 
digkeit herabzusetzen ist, ergibt sich aus den je- 
weiligen Straßen- und Verkehrsverhältnissen, 
namentlich daraus, wie weit sich die Eisenbahn- 
strecke übersehen läßt." 

Im Jahre 1958 betrug die Gesamtleistung dieser 
Fahrzeuge über 520 Millionen Kilometer, wovon 
auf die Kraftomnibusse rund 160 Millionen Kilo- 
meter entfielen. Trotz dieser großen Zahl von Fahr- 
zeugen und der erheblichen Fahrleistungen hat sich 
im Bereich der Deutschen Bundespost in den letz- 
ten Jahren kein folgenschwerer Unfall an Bahn- 
übergängen ereignet. 

Zu Frage 6 (Warnsignale der Züge) 

Gegen den Vorschlag, vor allen Bahnübergängen 
vom Zuge aus durch anhaltende Signale zu warnen, 
sprechen folgende Überlegungen: 

a) Auf stark belegten Strecken würde ein jeweils 
30 Sekunden tönendes Warnsignal bei hohen 
Zuggeschwindigkeiten zu einem Dauerton wer- 
den müssen, weil der nächstfolgende Bahnüber- 
gang schon wieder erreicht sein würde. 

b) Wenn Schranken oder Blinklichtanlagen gestört 
sind, wird die Sicherheit an diesen Bahnüber- 
gängen durch betriebliche Maßnahmen gewähr- 
leistet (Halten des Zuges und Bewachung des 
Überganges). 

c) Wenn ein Schrankenwärter seine Schranken 
nicht schließt, erkennt dies in den meisten Fäl- 
len 'der Triebfahrzeugführer und gibt darauf- 
hin Achtung-Signal. 

d) Es bleiben also nur noch sehr wenige Fälle 
übrig, in denen eine zusätzliche akustische 
Warnung im Sinne des Vorschlages Bedeutung 
hätte. Wegen dieser wenigen Fälle wäre die 
ständige Lärmbelästigung der Bevölkerung, der 
Reisenden und des Eisenbahnpersonals durch das 
gewünschte Pfeifen bei allen Bahnübergängen 
nicht gerechtfertigt. Die heute schon sehr zahl- 
reichen Klagen über Lärmbelästigungen durch 
die Eisenbahnen würden zunehmen. 

e) Für den Straßenbenutzer wird die Sicherheit 
durch die Verwirklichung dieses Vorschlages 
nicht erhöht. Vielmehr ist darin eher eine Ge- 
fährdung zu sehen, da der Straßenbenutzer dann 
bei seinem Verhalten das Pfeifsignal mit cin- 
kalkuliert und keine Gefahr vermutet, wenn er 
kein Achtung-Signal hört. 
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f) Bedenklich ist auch, daß nach dem Vorschlag 
Wohngebiete auszunehmen sind, da gerade 
hier die n^eistens sehr gefahrenvollen Bahn- 
übergänge liegen. Außerdem ist es nicht mög- 
lich, die einzelnen Gebiete zweifelsfrei abzu- 
grenzen, so daß Mißverständnisse beim Eisen- 
bahnpersonal und den Straßenbenutzern hin- 
sichtlich der Abgabe und Aufnahme der Warn- 
zeichen entstehen würden. 

Nach den geltenden Vorschriften hat der Trieb- 
fahrzeugführer an Bahnübergängen in folgenden 
Fällen durdi hörbare Signale zu warnen: 

1. durch Läuten und Pfeifen vor Bahnübergängen 
ohne technische Sicherung, wenn es sich nicht um 
Feld- und Waldwege handelt, 

2. durch Pfeifen vor beschrankten Bahnübergängen, 
wenn der Triebfahrzeugführer erkennt, . daß 
die Schranke nicht geschlossen ist. 


3. durch Pfeifen vor allen Bahnübergängen, wenn 
es notwendig erscheint, Personen zu warnen. 
Nicht gewarnt wird also vor Bahnübergängen mit 
technischer Sicherung (Schranken und Blinklicht- 
anlagen). 

Nach § 18 der Eisenbahnbau- und Betriebsordnung 
(BO) sind Bahnübergänge, die nicht durch eine tech- 
nische Einrichtung gesichert sind, für die Triebfahr- 
zeugführer zu kennzeichnen. Vor diesen Übergän- 
gen ist nach § 58 BO zu läuten und • — wo es an- 
geordnet ist — das Aditungsignal mit der Dampf- 
pfeife oder dem Typhon zu geben. 

Bereits seit Jahren wollen die Klagen der Bevölke- 
rung wegen der Lärmbelästigung in der Nähe sol- 
cher Bahnübergänge nicht verstummen. Es gibt im 
Bundesgebiet über 52 000 Bahnübergänge, d. h. be- 
zogen auf die Länge vorhandener Eisenbahnstrek- 
ken befindet sich alle 800 bis 1000 m ein Bahn- 
übergang. 


Seebohm 
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Übersicht 

über Bedrohungen und tätliche Angriffe von Verkehrsteilnehmern auf Schrankenwärter 

im Bereich einer Bundesbahndirektion 


In der Zeit vom 1. Januar 1956 bis heute sind fol- 
gende Fälle von Bedrohungen und tätlichen An- 
griffen durch Verkehrsteilnehmer auf Schranken- 
wärter, die ihre Schranken geschlossen hatten, ver- 
zeichnet worden: 

1. Januar 1956 

Schrankenwärter P 38 — Bf Königswinter — von 
3 Fußgängern niedergeschlagen und erheblich ver- 
letzt, weil Schrankenwärter die Schranken nicht 
mehr öffnen wollte. Wärter ca. 4 Monate krank. 
Die 3 Täter wurden vom Gericht zu je 150 DM 
Geldstrafe verurteilt. 

I. Frhruar 1956 

Schrankenwärter Bk Gürzenich — P 30 — von Fuß- 
gängern bedroht und niedergeschlagen, weil er die 
bereits geschlossenen Schranken nicht wieder 
öffnen wollte. 

Täter unerkannt entkommen. 

II. Xoveruber I95() 

Schrankenwärter P 1 — Bf Neuß — von2 Mopedfahrern 
niedergeschlagen, weil er die für eine Rangierfahrt 
geschlossenen Schranken nicht wieder öffnen wollten 
Prellungen am Kopf und innere Verletzungen durdi 
Fußtritte. 

Finc^r der Täter erhielt vom Gericht eine Gefäng- 
nisstrafe von 4 Monaten mit Bewährung,- dem an- 
deren wurde verminderte Zurechnungsfähigkeit 
(§ 51 StGB) zugebilligt; er wurde freigesprochen. 

0 . Xovernher I95S 

Schrankenwärter Bf Osterath (Strecke Neuß — Kre- 
feld) von Verkehrsteilnehmer mit Steinen bewor- 
fen und bedroht, weil er die Schranken nicht vor- 
zeitig — vor einem Gegenzug — Öffnen wollte. 
Täter unerkannt entkommen. 

14. \()Venih(^r 19 5S 

Schrankenwärter Hp Impekoven (Strecke Bonn — 
Euskirchen) von Kraftfahrer tätlich angegriffen, 


weil er die bereits geschlossenen Schranken nicht 
wieder öffnen wollte. 

Täter unerkannt entkommen. 

21. November 195S 

Schrankenwärter Bf Köln-Mülheim von Busfahrer 
der KVB (Kölner Verkehrsbetriebe) tätlich an- 
gegriffen und durch Faustschlag gegen das Kinn 
erheblich verletzt. 

Kraftfahrer von KVB entlassen. Er wurde wegen 
Körperverletzung angeklagt; Gerichtsverhandlung 
steht noch aus. 

28 . No ve m ber / 958 

Sdirankenwärter PI — Bf Neuß — von Fußgänger in 
den Unterleib getreten, weil er die bereits ge- 
schlossenen Schranken nicht wieder öffnen wollte. 
Täter unerkannt entkommen. 

U. Juni 1959 

Fensterscheiben des Schrankenwärterpostens 42 
der Strecke Neuß — Krefeld von Fußgänger mit Stei- 
nen eingeworfen, weil Schranken geschlossen 
waren. 

Täter unerkannt entkommen. 

12. August 1959 

Schrankenwärter P9 an der Bundesstraße 248 
Braunschweig — Salzgitter von 2 Lkw-Insassen nie- 
dergeschlagen. Beim Schließen der Schranke wollte 
der Lkw-Fahrer Weber, Wolfshagen, Steinweg 5, 
mit seinem Bruder als Beifahrer noch durchfahren 
und versuchte trotz der sich schließenden Schranke 
durch Hupsignale die Durchfahrt zu erzwingen. 
Der Lkw-Fahrer kam mit der Schranke in Kolli- 
sion, ohne daß allerdings nennenswerter Sach- 
schaden entstand. Nunmehr stiegen Fahrer und Bei- 
fahrer aus, betraten gesetzwidrig das Bahngebiet 
und wurden gegen den Schrankenwärter tätlich. 
Der Schrankenwärter brach bewußtlos zusammen. 
Er erlitt neben Blutergüssen und Nackenschwellun- 
gen eine 12 cm lange Schürfwunde. 
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